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WG §§ 69, 158 h, 151 Abs. 2;
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Der neue Inhaber eines Handelsgeschäfts (h ier: Testaments­
vo llstrecker a ls Treuhänder) wird in  der Regel nicht 
Versicherungsnehmer der für einen Firmenwagen abgeschlos­
senen H aftpflichtversicherung, wenn dieses Kraftfahrzeug 
im Eigentum des bisherigen Inhabers verb le ib t.
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Der IV. Z ivilsenat des Bundesgerichtshofes hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 9. Oktober 1974 
durch den Vorsitzenden Richter Dr. Hauß und die Richter 
Prof. Johannsen, Dr. Pfretzschner, Dr. Bukow und Rott­
müller

für Recht erkannt;

Auf die Revisionen der Kläger und ih rer 
S tre ith e lfe r  zu 1) und 2) wird das U rteil 
des 1. Z ivilsenats des Oberlandesgerichts 
Düsseldorf vom 27. November 1972 aufge­
hoben.

Die Sadie wird zur neuen Verhandlung und 
Entscheidung, auch über die Kosten des 
Revisionsverfahrens, an das Berufungsge­
rich t zurück verwie sen.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Die Kläger begehren von dem beklagten H aftpflicht 
Versicherer im Wege der Direktklage (§ 3 Nr. 1 PflVG) 
Schadensersatz wegen der Folgen eines Kraftfahrzeugun­
f a l l s .

Am 12. September 1967 waren der Erstkläger, seine 
Ehefrau und sein Schwager Insassen eines Personen k ra ft-
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wagens der Firma TflHB-Werk Aldof der
von deren Prokuristen Henpp gelenkt wurde. Der Wagen 
stieß  gegen 23.20 auf der Rennbahnstraße in  iJP P P P P I  
mit einem Taxi zusammen und p ra ll te  danach gegen einen 
Baum. Der Fahrer Henpp^ die Ehefrau des Erstklägers und 
sein Schwager wurden g e tö te t, der Erstkläger schwer ver­
le tz t .

Die Firma Tm P-W erk h atte  bei der Beklagten ge­
mäß Antrag vom 12. April 1967 eine Kraftverkehrsver- 
sicherung genommen; die Deckungsstimme der H aftpflich t­
versicherung betrug pauschal eine Million DM. Die Par­
te ien  s tre ite n  in  e rs te r  Linie darum, ob die geltend ge­
machten Haftpflichtansprüche nach § 11 Nr. 3, A und 5 AKB 
von der Versicherung ausgeschlossen sind. Den Anlaß gibt 
folgender Sachverhalts

Die Firma ?]PHP-Werk war ein  im Handelsregister 
eingetragenes Einzelhandelsgeschäft, dessen Inhaberin 
bis zu ihrem Tode am 9. Februar 1967 die Witwe Noss 
(Erblasserin) war. Diese hat in ihrem Testament vom 
6. Oktober 1966 die Prokuristen HenPJ)und zu
ihren Vor erben und eine noch zu errichtende NP^-Stiftung 
als Nacherbin e ingesetzt. Sie hat ferner die Umwandlung 
der Firma T^p§-W erk in eine Kommanditgesellschaft (GmbH 
& Co KG) angeordnet, deren G esellschaftsanteile nach 
einem bestimmten Schlüssel den beiden Vorerben und der 
Stiftung zufallen so llten ,d ie  insoweit Vollerbin und 
im übrigen Nacherbin wurde. Endlich ernannte die Erb­
la sse rin  den Erstkläger und Dr. K P P fzu  gemeinschaft­
lichen Testamentsvollstreckern. Diese so llten , soweit
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zulässig , von a llen  gesetzlichen Beschränkungen b e fre it 
sein und insbesondere die verfügte Umwandlung des Unter­
nehmens bewirken.

Die Testamentsvollstrecker nahmen das Amt an und 
erh ie lten  ein gemeinschaftliches Testamentsvollstrecker­
zeugnis vom 27. April 1964, nach dem sie  in  der Einge­
hung von Verbindlichkeiten für den Nachlaß nicht be­
schränkt waren. Sie s te l l te n  fe s t ,  daß bis zur behörd­
lichen Genehmigung der N ^J-S tiftung  mehrere Monate ver­
gehen würden, daß die Gründung der Komnanditgesellschaft 
vorher n icht möglich und die Firma TdH -W erk bis dahin 
wegen des Erlöschens der Prokuren hand lung sunfähig war. 
Als einzig gangbare Übergangslösung s t e l l t «  s ie  den Vor­
erben mit Schreiben vom 19. Ju li 1967 die Möglichkeit 
dar, die Testamentsvollstrecker a ls  Treuhänder der Erben 
im Handelsregister eintragen zu lassen , wobei sich die 
Vorerben allerd ings verpflich ten  müßten, die Treuhänder 
von a llen  Ansprüchen f re iz u s te lle n , die gegen s ie  auf 
Grund ih re r persönlichen und unbeschränkten Haftung von 
D ritten erhoben werden könnten. Dieser Weg wurde einver­
ständlich gewählt; die Testamentsvollstrecker beantragten 
unter dem 17. Ju li 1967 ihre Eintragung a ls  Inhaber des 
Handelsgeschäfts ins Handelsregister mit der Maßgabe, daß 
sie nur gemeinsam zur Vertretung berechtig t seien. Die 
Eintragung wurde am 23. Februar 1968 vorgenommen. Im De­
zember 1968 wurde die im Testament vorgesehene Kommandit­
gesellschaft gegründet. In diese brachten die Testaments­
vollstrecker die Firma TflHB-Werk mit allen Aktiven und 
Passiven ein .
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Die Beklagte hat mit Blick auf diese Vorgänge die 
Regulierung des Schadens abgelehnt« Die Kläger haben 
beantragt, die Beklagte zur Zahlung von 373.169,19 DM 
und eines angemessenen Schmerzensgeldes an den Erst­
kläger sowie einer monatlichen Rente von 1.200,—* DM 
an die Zweitkläger zu veru rte ilen . Ferner haben sie  um 
die Feststellung der Verpflichtung der Beklagten ge­
beten, den Klägern a llen  unfallbedingten künftigen Scha­
den zu ersetzen , soweit die Ansprüche nicht auf andere 
Versiehe rungsträger übergegangen sind.

Die Beklagte hat Abweisung der Klage und wider- 
klagend die Erstattung b ere its  g e le is te te r  28.813,35 DM 
nebst Zinsen begehrt. Sie hat sich auf den Standpunkt 
g e s te llt ,  der Erstkläger sei im Unfall zeit punkt als 
Firmeninhaber Versicherungsnehmer und Halter des Fahr­
zeugs gewesen; deshalb seien seine Haf-t^pflichtansprüche 
ebenso wie die seiner Kinder (der Zweitkläger) nach § 11 
Nr. 3 und 4 AKB von der Versicherung ausgeschlossenj . 
Dasselbe ergebe sich aus Nr. 5 der Bestimmung; denn die 
Testamentsvollstrecker hätten sich spätestens bei der 
persönlichen Übernahme des Handelsgeschäfts zu einer 
offenen Handelsgesellschaft verbunden und der E rstk lä­
ger sei deren gesetzlicher V ertreter gewesen, überdies 
hat die Beklagte die Schadensersatzansprüche nach Grund 
und Höhe b e s tr i t te n .

Das Landgericht hat der Klage dem Grunde nach im 
wesentlichen stattgegeben und einzelne Teilbeträge zu­
erkannt; ferner hat es die begehrte Feststellung ge­
tro ffen . Das Berufungsgericht hat die Klage abgewiesen
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und nach dem Antrag der Widerklage erkannt. Hiergegen 
richten  sich die Revisionen der Kläger und ih re r S tre i t­
helfer zu 1) und 2), mit denen die Wiederherstellung 
des landgerichtlichen U rteils begehrt wird.

Entscheidungsgründe:

Das Berufungsgericht i s t  der Ansicht, der Ver­
sicherungsvertrag sei mit Wirkung für die jeweiligen 
Inhaber der Firma TflIB-Werk als Versicherungsnehmer 
geschlossen worden. Im Unfall Zeitpunkt seien d ies die 
beiden Testamentsvollstrecker gewesen, die a ls  damalige 
Inhaber des Unternehmens zugleich Mith a lte r des verun­
glückten Wagens gewesen seien . Der Fahrer H e n ^ | sei 
led ig lich  a ls  mit versicherte Person (§10  Abs. 2 c AKB) 
anzusehen. Unter diesen Umständen g re ife  der in § 11 
Nr. 3 AKB bestimmte Ausschluß e in , soweit der E rstk lä­
ger Ansprüche gegen die Erben H eflU  erhebe. Für An­
sprüche gegen die Firma TflHB-tferk bestehe keine 
Haftungsgrundlage, weil die Voraussetzungen von § 831 BGB 
wie von § 31 BGB nicht e r fü l l t  seien. Gegenüber den An­
sprüchen der Zweitkläger könne sich die Beklagte auf deren 
Ausschluß von der Versicherung in § 11 Nr. 4 AKB (Ange­
hörigenklausel) berufen. Ohne daß es auf w eiteres ankomme, 
sei die Klage hiernach unbegründet und dem Begehren der 
Widerklage aus dem Gewichtspunkt der ungerechtfertigten 
Bereicherung stattzugeben.

Dieser Entscheidung kann nicht beigetreten werden
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Das Berufungsgericht i s t  allerd ings mit Recht da­
von ausgegangen, daß Haftpflichtansprüche nur gegen die 
Erben des Fahrers Hen^Q aus dem Gesichtspunkt der un­
erlaubten Handlung erhoben werden können. Ansprüche 
gegen den Halter des Fahrzeugs aus § 7 Abs. 1 StVG sind 
nach § 8 a StVG ausgeschlossen, weil der Erstkläger und 
seine Ehefrau, aus deren Tötupg die Zweitkläger Rechte 
h e rle iten , Insassen des Wagens waren, mit dem sie  nicht 
en tg e ltlich  und geschäftsmäßig befördert wurde». Es t r i f f t  
weiter zu, daß die Firma I^^)-W erk  nicht fü r den Schaden 
verantwortlich gemacht werden kann. Sie wurde im Unfall­
zeitpunkt nicht in Form einer Handelsgesellschaft be­
trieben , auf die § 31 BGB entsprechend anzuwenden wäre.
Die Erbengemeinschaft war dadurch, daß das Handelsge­
schäft nach § 1922 BGB auf sie Ubergegangen war und von 
ih r vorübergehend b is zur Umwandlung in eine Kommandit­
gesellschaft w eiterbetrieben werden mußte, nicht zu 
einer offenen Handelsgesellschaft zusammengeschlossen 
worden. Nach der zutreffenden Ansicht des Berufungs­
gerichts bildeten auch die Testamentsvollstrecker während 
ih rer treuhänderischen Inhaberschaft keine oHG, wie in 
anderem Zusammenhang noch darzulegen b le ib t. Die Komman­
d itg ese llsch aft sch ließ lich  i s t  e rs t dim Dezember 1968 
gegründet worden; ein früherer Beginn der Haftung nach 
§ 31 BGB kommt Jedenfalls für einen Schaden der v o rlie ­
genden Art n icht in  Betracht. Unter diesen Umständen kann 
offen bleiben, ob der Prokurist HenflBgegebenenfalls a ls  
"besonderer V ertreter" im Sinne von § 30 BGB anzusehen 
gewesen wäre, wie die Revision der S tre ith e lfe r  meint.
Da er u n s tre itig  der ta tsächliche kaufmännische Leiter 
des Unternehmens war, s te l l te  das Lenken des ihm zur
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Verfügung stehenden Geschäftswagens auch nicht die Aus­
führung einer Verrichtung dar, zu der er b e s te l l t  ge­
wesen wäre. Eine Haftung der Geschäftsinhaber nach 
§ 831 BGB, wie sie schon beim Bestehen einer Gesellschaft 
des Bürgerlichen Rechts ein treten  würde, kommt daher eben­
fa lls  nicht in  Betracht.

Die Entscheidung hängt hiernach davon ab, ob die 
a l le in  denkbaren Ansprüche gegen die Erben HenH^nach 
§ 11 Nr. 3-5 AKB von der Versicherung ausgeschlossen sind. 
Hierfür kommt es nach a llen  Bestimmungen darauf an, wer 
im UnfallZeitpunkt Versicherungsnehmer war; spätere Ver­
änderungen sind bedeutungslos, weil sich die E in tr i t ts ­
p flich t der Beklagten nach dem Deckungsverhältnis bei 
E in tr i t t  des Versicherungsfalls r ic h te t  und a ls  solcher 
in der Haftpflichtversicherung das Ansprüche aus lösende 
Ereignis anzusehen i s t ,  § 7 I 1 AKB.

Durch den (auch nach Auffassung der Beklagten wirksam 
zustande gekommenen) Versicherungsvertrag i s t  die Erben­
gemeinschaft Versicherungsnehmerin geworden. Die Proku­
ris te n  HenBBund. haben den Antrag vom
12. April 1967 für die Firma TÜ^B-Verk Adolf N B  
g e s te l l t ; so hat ihn auch die Beklagte mit Rückwirkung 
auf den Tag der Antragstellung angenommen. Da ;die Firma 
T§BB~Werk damals ein  Einzelhandelsgeschäft ohne eigene 
Rechtspersönlichkeit war, kann der Vertrag nur dahin ver­
standen werden, daß Versicherungsnehmer ih r Inhaber wer­
den s o ll te .  Das war bei Vertragsbeginn die Erbengemein­
schaft, auf die das Unternehmen mit dem Nachlaß überge­
gangen war, und zwar nach § 84 BGB unter Einschluß der
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noch nicht genehmigten Stiftung. Die Testamentsvoll­
strecker, die den Nachlaß damals led ig lich  verwalteten, 
kamen a ls  Versicherungsnehmer nicht in  Betracht. Durch 
die Haftpflichtversicherung der Erbengemeinschaft er­
langte ^eder Erbe die Stellung eines Versicherungsnehmers 
(BGHZ 24 , 378 , 380 f. ). In der hiernach für den Vertrags­
beginn festzustellenden Ausgangslage, nach welcher der 
Prokurist H eng^ (Äit-)Versicherungsnehmer und der Erst­
kläger am Versicherungsvertrag unbete ilig t war, stimmen 
auch die Privatgutachter Prof. Dr. MöflU|und Dr.
SiflB überein.

Wenn sich e rg ib t, daß diese Lage noch bei E in tr i t t  
des Versiehe rungs fa l ls  bestand, kann sich die Beklagte 
auf keinen der in  Anspruch genommenen Ausschlüsse be­
rufen. Damit engt sich die zu entscheidende Frage dahin 
e in , ob die Testamentsvollstrecker Nachfolger der Erben 
in deren Stellung a ls  Versicherungsnehmer geworden sind, 
als sie sich zu treuhänderischen Inhabern der Firma 
Tfl|P-W erk machten. Das i s t  entgegen der Ansicht des 
Berufungsgerichts zu verneinen.

Die Testamentsvollstrecker haben einen Weg e in ­
geschlagen, den die Rechtsprechung für den Fall e r­
öffnet hat, daß zu dem Nachlaß, den der Testamentsvoll­
strecker nach le tz tw illig e r  Anordnung zu verwalten hat, 
ein fortzuführendes Einzelhandelsgeschäft gehört. Weil 
dieses nach handelsrechtlichen Grundsätzen einen persön­
lich  und unbeschränkt haftenden Inhaber haben muß, der 
Testamentsvollstrecker aber nach § 2206 BGB Verbindlich­
keiten nur für den Nachlaß eingehen kann und eine
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uneingeschränkte persönliche Haftung weder ihn noch 
den Erben t r i f f t ,  i s t  mit Blick auf den Vorrang handels­
rech tlicher Vorschriften (Art. 2 EGHGB) die verwaltende 
Testamentsvollstreckung als nicht ausreichend für die 
Fortführung eines Handelsgeschäfts angesehen worden. Als 
einer der möglichen Auswege g i l t  s e i t  der Entscheidung 
RGZ 132, 138, 142 die treuhänderische Führung des Ge­
schäfts durch die Testamentsvollstrecker im eigenen 
Namen und unter eigener persönlicher Haftung, jedoch 
für Rechnung des Erben (KG JW 1937 , 2599; BGHZ 12, 100;
24, 106; 35, 13). Auf die überwiegend zustimmende, in 
den Einzelheiten jedoch aus einander gehende und te i l s  
auch ablehnende K ritik  d ieser Lösung (Nachweise bei Baur, 
F estsch rift für Dölle 1963, Bd. I ,  S. 250 Fußnote 1) 
braucht h ie r wie in  der Entscheidung BGHZ 35» 13» 16 nicht 
eingegangen zu werden. Die erö rterten  Bedenken betreffen 
im wesentlichen die Fragen, ob und wann aus einer l e t z t ­
w illigen Verfügung die Befugnis des verwaltetenden 
Testamentsvollstreckers zur Führung des Handelsgeschäfts 
im eigenen Namen h erg e le ite t werden kann, ob er d ieser 
Stellung als treuhänderischer Inhaber überhaupt bedarf 
(verneinend Baur aaO) und wie sich gegebenenfalls seine 
und der Erben Haftung für die Geschäftsverbindlichkeiten 
g e s ta lte t . Auf a lle s  dies kommt es vorliegend nicht an.
Die Erblasserin hat die Testamentsvollstrecker nicht 
mit der Fortführung des Handelsgeschäfts, sondern mit 
dessen Umwandlung in  eine aus den Erben zu bildende 
Kommanditgesellschaft beauftragt. Nur w eil sich diese 
abwickülnde Maßnahme infolge der einzuholenden Genehmi­
gung der Stiftung verzögerte und das Unternehmen solange 
nicht handlungsunfähig gelassen werden konnte, haben die
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Testamentsvollstrecker vorübergehend die treuhänderi­
sche Inhaberschaft mit Zustimmung der Erben H en^) und 
Hendrichs übernommen, die ihnen die Freistellung von 
allen aus der persönlichen Haftung hervorgehenden Ver­
bindlichkeiten zugesagt haben. Die so begründete und 
ausgestaltete  Inhaberstellung der Testamentsvollstrecker 
un terlieg t keinen rechtlichen Bedenken.

Auch in  d ieser ih re r  erweiterten Funktion bildeten 
die Testamentsvollstrecker keine offene Handelsgesell­
schaft. Eine solche kann zwar unabhängig vom Willen der 
B eteiligten entstehen, wenn a lle  tatsächlichen Voraus­
setzungen gegeben sind. Daran fe h lt es aber h ie r. Die 
Testamentsvollstrecker haben die Inhaberschaft in  einer 
unvorhergesehenen Zwangslage zu dem einzigen Zweck über­
nommen, das Unternehmen wieder handlungsfähig zu machen 
und in dieser Hinsicht die Zeit bis zur Errichtung der 
Kommanditgesellschaft zu überbrücken. Der kennzeichnende 
Zweck des Zusammenschlusses zu einer Handelsgesellschaft, 
gemeinsam Geschäftsgewinne für sich se lb st zu erz ie len , 
konnte von ihnen nicht verfo lg t werden; die Gewinne des 
für Rechnung der Erbengemeinschaft betriebenen Unter­
nehmens fie len  unverändert dieser zu. Die Erbengemein­
schaft blieb w irtschaftlich  die Trägerin des Handelsge­
schäfts. Die Inhaberschaft der Testamentsvollstrecker 
war ferner nicht auf Dauer, sondern im Gegenteil auf 
möglichst baldige Beendigung angelegt. Da eine Erben­
gemeinschaft nicht schon dadurch, daß sie ein ih r zu­
gefallenes Handelsgeschäft vorübergehend bis zur Aus­
einandersetzung weit erbet re ib t, zu einer offenen Handels­
gesellschaft wird (BGH NJW 1951, 311; vgl. auch BGHZ 17, 
299), kann dies noch weniger von den nur treuhänderisch
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für eine solche Erbengemeinschaft tä tigen  Testaments­
vollstreckern angenommen werden. Diese waren auch nicht 
wie G esellschafter mit bestimmten Anteilen an dem 
Handelsgeschäft b e te i l ig t ;  vielmehr waren sie gemein­
schaftlich  dessen treuhänderische Inhaber im ganzen.
Endlich s te l l te  sich die Treuhand für die Testaments­
vollstrecker a ls  eine Aufgabe dar, die ih r Beruf als 
Rechtsanwalt bzw. Steuerberater mit sich brachte, nicht 
als ein  Übergang zum Kaufmannsberuf, wie er in  einer 
offenen Handelsgesellschaft ausgeübt wird.

Die Testamentsvollstrecker sind a ls  vorübergehende, 
treuhänderische Inhaber des Handelsgeschäfts nicht Eigen­
tümer des Betriebsvermögens geworden (vgl. Staudinger/ 
Dittmann BGB 10./ I I .  A ufl., § 2205 Anm. 59). Sie benötigten 
die Übertragung n ich t, weil ein Handelsgeschäft auch ohne 
Eigentum an den Einrichtungsgegenständen betrieben wer­
den kann. Die Testamentsvollstrecker haben denn auch in  
ihrem Schriftwechsel mit den Erben HenflB und H e |H H 0  
eine Übereignung weder verlangt, noch sind irgendwelche 
Handlungen zum Zweck einer- Eigentums Übertragung dargetan, 
die im übrigen auf rechtliche Schwierigkeiten gestoßen 
wäre. Schließlich sprich t auch die Schaffung eines bloßen, 
obendrein kurzfristigen  Treuhandverhältnisses gegen den 
Willen der B eteilig ten , einen zur Zweck erreich ung nicht 
erforderlichen Eigentumswechsel e in tre ten  zu lassen.
Dieser i s t  e rs t bewirkt worden, als die Testamentsvoll­
strecker das Handelsgeschäft in  die Kommanditgesellschaft 
einbrachten. Hiernach steht außer Zweifel, daß auch der 
zur Betriebseinrichtung gehörende Kraftwagen im Unfall- 
Zeitpunkt noch unverändert im Eigentum der Erbengemein­
schaft stand.
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Bei der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung i s t  
die Nachfolge in  den Versicherungsvertrag Jedoch an 
einen Eigen turns Wechsel geknüpft; nach §§ 158 h, 69 WG 
wie nach § 6 Abs. 1 AKB t r i t t  der Erwerber an S telle  des 
Veräußerers in  dessen Rechte und Pflichten a ls  Ver­
sicherungsnehmer ein . Ein bloßer Halterwechsel genügt 
h ierfür nicht (vgl. BGHZ 28, 137; Prölss/M artin WG 
19. Auf1 .,  § 158 h Anm. l ) .  Es kann davon ausgegangen 
werden, daß die Testamentsvollstrecker M ithalter des 
Kraftfahrzeugs geworden sind, a ls  sie ihre Stellung a ls  
treuhänderische Geschäftsinhaber übernahmen. Von diesem 
Zeitpunkt an trugen s ie , wie sie nicht verkannt haben, 
die volle Unternehmerhaftung gegenüber D ritten . Es l ie g t 
nahe, hiervon die Haftung für den Betrieb eines firmen­
eigenen Kraftwagens nicht auszunehmen. Daran würde es 
nichts ändern, wenn dieser Firmenwagen dem Prokuristen 
H en^0 zur allein igen  Benutzung dar Verfügung gestanden 
haben s o ll te .  Auf den E in tr i t t  in die HalterStellung 
kommt es indessen nach den genannten Bestimmungen nicht 
an; a lle in  hierdurch konnten die Testamentsvollstrecker 
nicht Versicherungsnehmer werden.

An der normierten, an die Veräußerung des Wagens 
geknüpften Regelung der Nachfolge in  den Versicherungs­
vertrag ändert sich nichts dadurch, daß das Kraftfahrzeug 
zum Betriebsvermögen eines Handelsgeschäfts gehört. Wird 
der Betrieb ohne Übereignung des Kraftwagens von einem 
Dritten übernommen, so kann d ieser u.U. nach § 10 Abs. 2 AKB 
m itversicherte Person, nicht Jedoch a lle in  k ra ft der Be­
triebsübernahme Versicherungsnehmer der Kraft fahr zeug-Haft­
pflichtversicherung werden. § 151 Abs. 2 WG g il t  nur
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für die B etriebshaftpflichtversicherung, von der Haft­
pflichtansprüche wegen des Betriebes von Kraftfahrzeugen 
ausdrücklich ausgenommen sind (sog. "Benzinklauseln").
Die Bestimmung i s t  auf die Kraft fahr zeug-H aftpflicht­
versicherung weder unmittelbar noch sinngemäß anzuwenden. 
Der denkbare Ausnahmefall, daß der übernommene Betrieb 
gerade und ausschließlich im Halten von Kraftfahrzeugen 
b es teh t, die a lle  bei demselben Versicherer gedeckt 
sind (vgl. Bruck /Möller/Johanns en WG 8 . A ufl., Bd. IV 
Anm. D 32), l ie g t h ie r nicht vor. Überdies würde einer 
entsprechenden Anwendung von §151 Abs. 2 WG aber auch 
entgegenstehen, daß in der vorübergehenden treuhänderischen 
Inhaberschaft der Testamentsvollstrecker zu einem nicht 
eigenwirtschaftlichen Zweck ein  "ähnliches Verhältnis"
(wie Nießbrauch oder Pacht) im Sinne der Bestimmung nicht 
gesehen werden könnte. Eine Gesamtrechtsnachfolge oder 
eine Umwandlung der Form des versicherten Unternehmens, 
bei denen sich der Übergang der Haftpflichtversicherung 
außerhalb von § 158 h WG vollziehen könnte, scheiden 
vorliegend ebenfalls aus.

Das Berufungsgericht hat die dargelegte Regelung 
der Nachfolge in  eine bestehende Kraft fahr versiehe rung 
nicht in  Betracht gezogen. Es i s t  zu seinem abweichenden 
Ergebnis dadurch gelangt, daß es den Versicherungsvertrag 
dahin ausgelegt hat, er se i mit Wirkung für und gegen die 
(wechselnden) jeweiligen Inhaber des Handelsgeschäfts ge­
schlossen worden. Diese Auslegung widerspricht der für 
den Vertrag geltenden Bestimmung des § 6 Abs. 1 AKB und 
entbehrt zudem der erforderlichen tatsächlichen Grundlage;
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sie i s t  daher für das Revisionsgericht nicht bindend.
Das Berufungsgericht geht mit Recht davon aus, daß 
sich die Prokuristen der Firma bei dem Vertragschluß 
von kaufmännischen Erwägungen haben le iten  lassen , 
ohne nähere rechtliche Überlegungen anzustellen. Der 
Antrag der Prokuristen wie seine Annahme durch die Be­
klagte ste llen  sich in  der Tat be iderseits  a ls ein  
routinemäßiger Vorgang dar. Alsdann fe h lt aber jeder 
Anhalt dafür, daß gleichwohl eine besondere, von der 
gesetzlichen wie bedingungsgemäßen Regelung abweichende 
Absprache h insich tlich  des Übergangs der Versicherungs­
nehmerstellung getroffen werden s o llte . Die Beklagte 
hatte nach ihrem eigenen Vortrag weder Kenntnis von der 
Absicht der Testamentsvollstrecker, das Handelsgeschäft 
vorübergehend im eigenen Namen zu führen, noch von der 
le tz tw illig  angeordneten Umwandlung in  eine Kommandit­
gesellschaft. Daß ih r im Antrag eine Firme ohne weitere 
Angaben a ls  Versicherungsnehmerin genannt wurde, war 
für sie bedeutungslos und konnte aus ih rer Sicht nur 
zum Abschluß des Vertrages mit dem tatsächlichen Inhaber 
führen, der als Kaufmann unter d ieser Firma handelte.
Zu darüber hinausgehenden Vertragsvorstellungen hatte  die 
Beklagte keinen Grund. Die Prokuristen H e n 0 | und H e f l^ l  
wußten zwar, daß die zu den Mit erben und damit zu den 
augenblicklichen Inhabern gehörende Stiftung noch nicht 
genehmigt war und daß endgültige Inhaberin des Handels­
geschäfts die noch zu gründende Kommanditgesellschaft 
werden s o llte . Von der Zwischenlösung, die ihnen die 
Testamentsvollstrecker e rs t in  ihrem Schreiben vom 
19. Ju li 1967 vorgeschlagen haben, war ihnen indessen
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bei der Stellung des Versicherungsantrags am 12. April 
1967 noch nichts bekannt. In dieser Lage hätten rech t­
liche Erwägungen der Prokuristen nicht zu dem Bestreben 
führen können, die Kraftfahrversicherung mit Wirkung 
für und gegen die jeweiligen Geschäftsinhaber zu e r ­
langen. Es hätte  ihnen genügt, daß bei der zu erwartenden 
Einbringung des Kraftwagens in  die Kommanditgesellschaft 
auch der Versicherungsvertrag auf diese übergehen würde. 
Hätten sie überdies auch die genannte Zwischenlösung be­
denken können, so wäre hierdurch ih r  Interesse ebenfalls 
nicht darauf gelenkt worden, ihre Stellung a ls  Ver­
sicherungsnehmer zugunsten der Testamentsvollstrecker 
aufzugeben. Die abweichende Auslegung des Parteiwillans 
durch das Berufungsgericht wird nicht nahegelegt, weil 
durch das Festhalten an der Versicherungsnehmerstellung 
keine entscheidende Verkürzung des Versicherungsschutzes 
e in tra t. Soweit je tz t  Haftpflichtansprüche gegen die 
Testamentsvollstrecker a ls  Fahrzeughalter in  Betracht 
kamen, bestand dafür Deckung nach § 10 Abs. 2 AKB. Damit 
war dem praktischen Bedürfhis genügt. Die Miterben h a t­
ten keinen Anlaß, darüber hinaus ihren eigenen umfassen­
den Schutz als Versicherungsnehmer per eiszugeben, g leich­
v ie l aus welchen Grunde künftig noch H aftpflicht ge fahren 
für sie bestehen mochten. Insbesondere h ätte  eine Aus­
wechslung der Versicherungsnehmer die Deckung gegenüber 
Schadensersatzansprüchen v e r le tz te r  Fahrzeug ins aasen 
nicht verbessert. Ansprüche der a ls  Fahrgäste geschädig­
ten Miterben gegen den Fahrer wären w eiterhin nach § 11 
Nr. 3 AKB von der Versicherung ausgeschlossen geblieben, 
weil h ie rfü r ihre Eigenschaft als Miteigentümer des Fahr­
zeugs genügt hä tte . Wenn einer der Miterben den Wagen
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se lbst fuhr, genoß er in  jedem Falle grundsätzlich Ver­
sicherungsschutz, sei es als Versicherungnehmer oder 
als mit versichert er Fahrer. Dasselbe h ätte  für die 
Testamentsvollstrecker gegolten, so daß es insoweit 
gleich blieb, wer Versicherungsnehmer war. Die einzige 
Änderung wäre eine Verschlechterung für den vorliegenden 
Fall gewesen, daß einer der Testamentsvollstrecker als 
Fahrgast v e rle tz t wurde, während einer der Miterben den 
Wagen lenkte. Dann genoß der Miterbe (vorzugsweise der 
Prokurist HenflBl a ls  ständiger Fahrer) gegenüber den 
Ansprüchen nach § 11 Nr. 3 AKB keinen Versicherungsschutz, 
wenn er zuvor seine Rolle als Versicherungsnehmer mit den 
Testamentsvollstreckern getauscht h a tte . Daran konnte 
keiner der B eteilig ten ein Interesse haben, zumal ein 
Ausgleich d ieser verkürzten Deckung durch anderweitige 
Vorteile nicht e rs ic h tlic h  i s t .  Im übrigen verblieb auch 
das im selben Vertrag durch die Vollkaskoversicherung 
gedeckte Eigentümerinteresse bei der Erbengemeinschaft; 
die Vereinbarung jeweils verschiedener Versicherungs­
nehmer für die Fahrzeug- und die Haftpflichtversicherung 
konnte weder erwünscht noch durchführbar erscheinen. Tat­
sächlich können die Prokuristen bei der Stellung des An­
trags rechtliche , zu Sonderwünschen führende Erwägungen 
überhaupt nicht an g este llt haben; denn sie wären dann 
nach dem zutreffenden Hinweis des Berufungsgerichts auf 
die Notwendigkeit gestoßen, die Testamentsvollstrecker 
bei VertragsSchluß einzuschalten. Jedenfalls haben sie  
aber der Beklagten nicht zu erkennen gegeben, daß sie  
mit ihrem Antrag etwas anderes erreichen wollten als 
den gewöhnlichen, bei der Erstzulassung eines Kraftwagens 
nachzuweisenden Versicherungsschutz. Für die Beklagte 
wäre eine regelwidrige Bestimmung über die Nachfolge in
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den Versicherungsvertrag auch nicht bedeutungslos ge­
wesen; denn von einer Veräußerung des Kraftfahrzeyges 
hä tte  sie  durch das Zulassungsverfahren s te ts  Kenntnis 
erlangt, von einem bloßen Wechsel der Firmeninhaber 
dagegen n icht. Wenn sich die Beklagte auf die besondere, 
vom Berufungsgericht angenommene Abrede überhaupt hätte  
einlassen wollen, so h ätte  sie  zumindest hierüber ver­
handelt und ein von § 6 Abs. 1 AKB abweichendes Ergebnis 
im Versicherungsschein beurkundet. Die Auslegung des Beru­
fungsgerichts findet hiernach weder in  äußeren Anhalts­
punkten noch in der beiderseitigen  Interessenlage eine 
Stütze. U nstreitig  haben die Testamentsvollstrecker von 
sich aus nichts unternomnen, um regelwidrig in  das be­
stehende Versicherungsverhältnis a ls  Versicherungsnehmer 
einzutreten; ohne ihre Zustimmung konnte ihnen jedoch 
diese Stellung mangels einer eingreifenden gesetzlichen 
Bestimmung nicht von D ritten übertragen werden. Nach 
alledem hat sich an der Rolle der Erbengemeinschaft a ls  
Versicherungsnehmerin b is zum Unfall Zeitpunkt weder durch 
Veräußerung des Fahrzeugs noch k ra ft einer von der normier­
ten Regelung abweichenden Vertragsabrede etwas geändert.

Aus dem Gesagten fo lg t insgesamt, daß sich die Be­
klagte auf keinen der in  Anspruch genommenen Ausschlüsse 
berufen kann. Der auf der Aktivseite von § 11 Nr. 3 AKB 
stehende Erstkläger war bei E in tr i t t  des Versicherungs­
fa lls  zwar Halter des Fahrzeugs. Indessen war der Miterbe 
und Fahrer HenflB auf der Passivseite Versicherungsnehmer; 
als solcher konnte er nicht zugMch m itversicherte Person 
sein (vgl. Stiefel/Wussow AKB 9. A ufl., § 11 Anm. 4;
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Prölss/M artin aaO, § 11 AKB Anm. 2; S ievers, Zeitsehr« 
f .  Versicherungswesen 1964 S. 507, 508). Die Zweit­
kläger waren als Kinder des Erstklägers n icht unterhalts­
berechtigte Angehörige des (eines) Versicherungsnehmers, 
so daß sie nicht durch §11  Nr. 4 AKB mit ihren H aftpflicht­
ansprüchen aus ge s dl los sen werden, g le ichv ie l ob sonst nach 
deren Rechtsnatur ("originäre Ansprüche") unterschieden 
werden müßte* Endlich g re if t  § 11 Nr. 5 AKB nicht ein , 
weil die Testamentsvollstrecker weder eine offene Han­
delsgesellschaft bildeten noch überhaupt Versicherungs­
nehmer waren.

Das Berufungsurteil, das a lle in  auf Grund der ge­
nannten Ausschlußbestimmungen die Klage abgewiesen und 
der Widerklage stattgegeben hat, mußte auf die Revisionen 
der Kläger und ih rer S tre ith e lfe r zu 1 und 2 aufgehoben 
werden. Die Sache war zur Verhandlung Uber die weiteren 
Einwendungen der Beklagten gegen die Klageansprüche an 
das Berufungsgericht zurückzuverweisen.

Dr. Hauß Johannsen Dr. Pfretzschner Dr. Bukow Rottmüll
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